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Stellungnahme der DVPB Niedersachsen zur Anhörungsfassung des Erlasses 

"Stärkung von Demokratiebildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung 

(BNE) an öffentlichen allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sowie 

Schulen in freier Trägerschaft (Partizipationserlass)“  

 

 

 

Der niedersächsische Landesverband der DVPB begrüßt es, dass das 
Kultusministerium den beiden Bildungskonzepten Demokratiebildung und Bildung für 
nachhaltige Entwicklung (BNE) auch weiterhin eine große Bedeutung beimisst und 
durch einen neuen Erlass auch in Zukunft deutlich macht, dass beide Konzepte 
verbindliche Querschnittsaufgaben für alle Schulen in Niedersachsen darstellen. 
Kritisch sieht die DVPB allerdings den Zusatz „Partizipationserlass“. Diese 
Kurzbezeichnung legt eine Verkürzung beider Bildungskonzepte auf den Aspekt der 
Partizipation nahe und birgt damit die Gefahr von Fehlverständnissen. Der Erlass 
selbst versteht Demokratiebildung und BNE deutlich umfassender als bloße 
Partizipation (etwa als Lernen über, durch und für Demokratie). Die Bezeichnung 
„Partiziptionserlass“ sollte daher aus dem Titel gestrichen werden. 
Angesichts der Tatsache, dass ein Kompetenzraster „die fachliche Grundlage zur 
Umsetzung, Gestaltung und Weiterentwicklung beider Bildungsbereiche in der 
Schulentwicklung“ darstellen soll und damit großen Einfluss auf die tatsächliche 
Umsetzung des Erlasses in den Schulen haben könnte, erscheint es inkonsequent, 
dass dieses Kompetenzraster nicht Teil des öffentlichen Anhörungsverfahrens ist. 
 
Im Folgenden werden die die Inhalte des Erlasses betreffenden Positionen der DVPB 
Niedersachsen der Reihenfolge im Erlass entsprechend aufgeführt. 
 

− Mit Blick auf das Bildungsziel (S. 1) sollte es nicht nur darum gehen, die 

Lernenden dazu zu befähigen, „die Gegenwart und Zukunft inter- wie 

intragenerationell mitzugestalten.“ Im Sinne des Leitbilds der Nachhaltigkeit wie 

es beispielsweise im Brundtland-Bericht formuliert ist halten wir folgende 

Formulierung für angemessener: „die Gegenwart und Zukunft im Sinne von 

inter- und intragenerationeller Gerechtigkeit mitzugestalten."  

− Das im Erlass formulierte Grundverständnis von BNE (S. 2) weist eine starke 

Überbetonung der individuellen Ebene auf und wird damit dem Konzept BNE 

nicht gerecht. Wenn wie im Erlass beschrieben vor allem „an den Einstellungen, 

Haltungen und Emotionen der Lernenden“ angesetzt wird, um diese zu 

nachhaltigem Handeln zu bewegen, besteht die Gefahr, dass Nachhaltigkeit 

einzig als eine Änderung des Konsumverhaltens im Sinne einer Reduktion des 

„Fußabdrucks“ verstanden wird. BNE hat nicht in erster Linie die Aufgabe, 

Lernende zu „richtigen“ persönlichen Einstellungen und „richtigem“ 

http://www.dvpb-nds.de/
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individuellem Konsum zu erziehen. Vielmehr geht es darum, zur kritischen 

Analyse der sozial-ökologischen Krisen und ihrer Ursachen zu befähigen sowie 

kollektive und politische Handlungsmöglichkeiten zur Gestaltung einer 

nachhaltigen Welt zu diskutieren und zu erproben. Statt des kritisierten letzten 

Satzes im ersten Absatz unter 3a sollte im Erlass deshalb formuliert werden: 

„Sie setzt an den sozial-ökologischen Krisen unserer Zeit an und befähigt 

Lernende zu einer kritischen Analyse gesellschaftlicher Verhältnisse, die einer 

nachhaltigeren Welt entgegenstehen. Dabei geht es auch um eine kritische 

Auseinandersetzung mit der eigenen Eingebundenheit in nicht-nachhaltige 

Praxen und Strukturen. Davon ausgehend schafft BNE Anlässe und 

Möglichkeiten zur Erkundung und Erprobung von individuellen, kollektiven und 

politischen Handlungsmöglichkeiten, um dem Ziel der Nachhaltigkeit näher zu 

kommen.“  

− Positiv hervorheben möchte die DVPB das im Erlass formulierte Verständnis 

von Demokratiebildung (S. 2 f.). Besonders die Betonung „gesellschaftlicher 

Teilhabe und demokratischer Mitwirkung“, das Verständnis von Demokratie als 

„Gesellschafts-, Herrschafts- und Lebensform“ sowie die Feststellung der 

Notwendigkeit der „kritische[n] Reflexion, gesellschaftlicher, politischer und 

ökonomischer Macht- und Herrschaftsverhältnisse“ sollten unbedingt 

beibehalten werden. Um Demokratiebildung inhaltlich zu schärfen, sollte zum 

ergänzt werden: „Demokratiebildung zielt also auf die Förderung von kritischer 

Urteils- und politischer Handlungsfähigkeit ab.“ 

− Unter Punkt 4 wird allerdings formuliert, Demokratiebildung und BNE seien 

„Themen in den Bezugsfächern“. Die DVPB weist darauf hin dass 

Demokratiebildung und BNE nicht bloß Themen, sondern eigenständige 

Bildungskonzepte darstellen. Eine alternative Formulierung könnte sein: „als 

Aufgaben für die Bezugsfächer“. Zu klären wäre in jedem Fall, welche Fächer 

genau mit dem Begriff „Bezugsfächer“ gemeint sind. 

− Demokratiebildung als Querschnittsaufgabe kann fachlich fundierten 

Politikunterricht jedenfalls nicht ersetzen. Der Erlass sollte deshalb ausdrücklich 

klarstellen, dass der Unterricht in den Fächern der Politischen Bildung (Politik, 

Politik-Wirtschaft, Gesellschaftslehre, Sachunterricht) für die systematische 

Entwicklung politischer Urteils- und Handlungsfähigkeit im Sinne von 

Demokratiebildung unverzichtbar bleibt.  

− In der Auflistung der Bezüge zu anderen Querschnittsaufgaben (S. 3) sollte 

inklusive Bildung ergänzt werden. 

− In der Auflistung der Konzepte, mit denen BNE und Demokratiebildung 

verknüpft sind (S. 3), muss zudem die Politische Bildung ergänzt werden. 

− Im darauffolgenden Absatz ist unklar, worauf sich „Auf diese Weise“ bezieht. 

Hier sollte redaktionell nachgearbeitet werden. 

− Wichtig erscheint aus unserer Sicht mit Blick auf den Unterricht zudem der 

regelmäßige Einbezug aktueller gesellschaftlicher Entwicklungen. Wir schlagen 

deshalb vor, folgenden Satz aus dem aktuellen Demokratiebildungserlass zu 

ergänzen: „Gesellschaftliche Veränderungen, Krisen, Konflikte und 

Herausforderungen sollen im Unterricht regelmäßig zum Gegenstand kritisch-

kontroverser Diskurse und Auseinandersetzungen gemacht werden.“ 

− Im Hinblick auf die Benennung von Ansprechpersonen (Punkt 5 b) begrüßt die 

DVPB, dass einerseits die besondere Verantwortung der Schulleitung 
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hervorgehoben und andererseits klargestellt wird, dass die Etablierung von 

Demokratiebildung und BNE nicht allein Aufgabe dieser Ansprechpersonen ist. 

Gleichzeitig kritisieren wir, dass der*die Schulleiter*in die Möglichkeit erhält, auf 

die Benennung einer Ansprechperson zu verzichten, wenn er*sie sich selbst 

benennt. Um zu gewährleisten, dass es an jeder Schule konkrete 

Ansprechpersonen für Demokratiebildung und BNE gibt, sollte diese 

Möglichkeit gestrichen werden. Gleichzeitig müssen die unterschiedlichen 

Profile von Demokratiebildung und BNE müssen in den Zuständigkeiten 

angemessen abgebildet werden. Nach Möglichkeit sollten hierfür 

unterschiedliche Ansprechpersonen oder ein entsprechend 

zusammengesetztes Team benannt werden. Andernfalls sehen wir die Gefahr, 

dass die Besonderheiten der jeweiligen Bildungskonzepte nicht angemessen 

adressiert werden. Eine Person, die für beide Themen zuständig ist, reicht aus 

Sicht der DVPB in der Regel nicht aus. Damit die benannten Kolleg*innen auch 

tatsächlich aktiv zur Etablierung von BNE und Demokratiebildung an ihrer 

Schule beitragen können, halten wir es zudem für notwendig, dass die Rollen 

der Ansprechpersonen auch mit entsprechenden zeitlichen Ressourcen 

(beispielsweise in Form von einer Reduktion der Unterrichtsverpflichtung) 

ausgestattet werden. 

− Die DVPB begrüßt, dass unter 5c deutlich gemacht wird, dass Lehrkräfte dazu 

verpflichtet sind, demokratie- und menschenfeindlichem Verhalten 

entgegenzutreten. Aus unserer Sicht sollte darüber hinaus folgender Satz aus 

dem derzeit noch gültigen Demokratiebildungserlass ergänzt werden: „Die 

Schule ist kein wertneutraler Ort: Grundlegende demokratische Werte wie die 

Würde des Menschen, Freiheit und Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität, 

Pluralismus und Gleichberechtigung sind verbindlich für die Demokratiebildung 

an Schulen.“ 

− Zudem gilt es in Bezug auf die Opfer auch die Notwendigkeit von Schutz 

herauszustellen. Im letzten Absatz unter 5c sollte deshalb ergänzt werden: 

„Opfer von Diskriminierung oder Herabwürdigung im schulischen Kontext – 

auch im digitalen Raum (bspw. Social Media) – müssen im Sinne einer 

solidarischen Schulgemeinschaft gehört, geschützt, gestärkt und im Weiteren – 

unter Berücksichtigung und Einhaltung der hierfür eingerichteten Prozesse und 

Strukturen – unterstützt werden.“ 

− Mit Blick auf Maßnahmen und Prozesssteuerung (Punkt 6) sollte aus unserer 

Sicht auch die Rolle von Projekten hervorgehoben werden. Folgender Satz 

sollte ergänzt werden: „Eine wichtige Rolle kommt dabei fächerübergreifenden 

Projektangeboten zur Demokratiebildung und BNE zu.“ 

− Die Betonung der Partizipationsmöglichkeiten von Schüler*innen sehen wir 

ausdrücklich positiv. Konkretisiert werden sollte allerdings folgender Satz unter 

6b: „Die Schülerinnen und Schüler müssen hier ihre Interessen vertreten und 

sich aktiv und kritisch in diese Gremien einschließlich der Arbeit des 

Schulvorstandes einbringen können.“ 

− Zudem halten wir es für notwendig, klarzustellen, dass es ausdrücklich auch 

um die Schaffung von Möglichkeiten für politischer Partizipation geht. Am Ende 

des zweiten Absatzes sollte deshalb ergänzt werden: „Dabei sind ausdrücklich 

auch Möglichkeiten politischen Engagements von Schülerinnen und Schülern 
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im Sinne des Bildungsauftrags gem. § 2 NSchG zu eröffnen und zu 

unterstützen." 

− Problematisch erscheint aus Sicht der DVPB, dass im letzten Absatz unter 6b 

festgestellt wird, dass darauf zu achten, sei, dass die Partizipation der 

Schüler*innen „realistisch, vor allem aber möglichst wirksam und nachhaltig“ 

sein sollte. Dies stellt in unseren Augen eine unangemessene Einschränkung 

des Engagements der Schüler*innen dar. Im Zentrum sollten die eigenen 

Interessen der Kinder und Jugendlichen stehen. Ihr Engagement sollte ihnen 

die Möglichkeit geben, eigene Erfahrungen im praktischen Handeln zu 

sammeln. Dazu können auch Frustrationserfahrungen gehören, wenn Projekte 

letztlich nicht erfolgreich sind. Wichtig ist, dass es die Möglichkeit einer 

(politisch bildenden) Begleitung des Engagements gibt. Statt des oben 

problematisierten Satzes schlagen wir deshalb folgende Formulierung vor: 

„Insgesamt ist darauf zu achten, dass Schüler*innen die sich engagieren und 

beispielsweise Projekte im Sinne des Bildungsauftrags gem. § 2 NschG 

verfolgen, Möglichkeiten der Begleitung finden, die es ihnen unter anderem 

ermöglicht, Ideen fachlich rückzubinden, Erfahrungen zu reflektieren und 

einzuordnen und ein einen Bezug zwischen dem eigenen Engagement und 

dem schulischen Alltag herzustellen.“ 

− Die Öffnung der Schule (Punkt 6c) ist grundsätzlich sehr zu begrüßen. Neben 

BNE-Lernorten sollten hier auch explizit Lernorte der Demokratiebildung 

hervorgehoben werden. Zudem sollte betont werden, dass die Kooperation mit 

außerschulischen Akteur*innen immer auch einer angemessenen Einbindung 

seitens der Schule bedarf. Um externe Referent*innen zu finanzieren, sollten 

den Schulen zum auf niedrigschwellige Weise finanzielle Mittel zur Verfügung 

gestellt werden. 

Um die Ziele des Erlasses auch tatsächlich zu verwirklichen, braucht es aus Sicht der 

DVPB insgesamt die Bereitstellung zusätzlicher personeller und zeitlicher Ressourcen 

für die Schulen. Nur so können alle Kolleg*innen – und insbesondere die jeweiligen 

Ansprechpersonen für Demokratiebildung und BNE – sich angemessen in die 

notwendigen Schulentwicklungsprozesse einbringen. Darüber hinaus bedarf es neben 

dem Erlass einer Weiterentwicklung der gesetzlichen und regulatorischen Vorgaben, 

die derzeit die Zielsetzung „die gesamte Institution Schule nachhaltig und demokratisch 

auszurichten“ (S. 4) erschweren oder verunmöglichen. Dazu gehört insbesondere die 

Weiterentwicklung der rechtlich verankerten Partizipations- und 

Mitentscheidungsmöglichkeiten von Schüler*innen. 

 

 


